Dun Be I el ZU nn SE Fe an 9 * 3 Ania 
K N ich r u IT 8 N 


. 


1835 


lin 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 102 ö Ausgegeben Danzig, den 31. Dezember 1923 


Inhalt. Verordnung betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 26. Oktober 1923 über die Errichtung 
eines Trägers der gewerblichen und der See⸗Unfallverſicherung für das Gebiet der Freien Stadt Danzig (S. 1335). — 
Verordnung über Pauſchbeträge, die von den Verſicherungsträgern zu den Koſten des Obexrverſicherungsamts zu entrichten 
ſind (S. 1335). — Verordnung betreffend Unfallfürſorge für Gefangene (S. 1336). — Verordnung zur „ 
Regelung der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen (S. 1336). — Verordnung über die 11 8 
Kinderzuſchuſſes zu den Leiſtungen der Angeſtelltenverſicherung (S. 1337). — Verordnung zur Aenderung des Poſtſcheck⸗ 
geſetzes (S. 1337) — Verordnung betreffend Umſtellung einiger den Poſtdienſt auf Eiſenbahnen betreffenden Beſtimmungen 
anf die Rechnungseinheit des Danziger Guldens (S. 1338). — Geſetz betreffend Abänderung des Geſetzes zur Einführung 
der Guldenwährung im Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 20.11.1925 (S. 1339). — Um wandlungskurs (S. 1339).— 
Verordnung betreffend Aenderung der Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren im Verkehr mit Polen S. 1339) — Ver⸗ 
ordnung über die Gewährung von Zuſchlägen zu den Vergütungen an Kleinbahnen für Leiſtungen im Poſtbeförderungs⸗ 
dienſt (S. 1340). — Berichtigung (S. 1340). 


670 Verordnung 
Trägers der gewerblichen und der See⸗Unfallverſicherung für das Gebiet der Freien Stadt Danzig. 
Vom 21. 12. 1923. 
Einziger Paragraph. 

Auf Grund des Artikels 10 Abfatz 2 des Geſetzes vom 26. Oktober 1923 über die Errichtung 
eines Trägers der gewerblichen und der See-Unfallverfiherung für das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
(Geſetzblatt Seite 1177) wird folgendes beſtimmt: re 

Die Vorſchriften des Geſetzes vom 26. Oktober 1923, ſoweit fie nicht ſchon in Kraft geſetzt 


worden ſind, treten mit dem 1. Januar 1924 in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


67¹ Verordnung 
über Pauſchbeträge, die von den Verſicherungsträgern zu den Koſten des Oberverſicherungsamts 
zu entrichten ſind. Vom 21. 12. 1923. . 
| Auf Grund des § 9 Abf. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
(Geſetzbl. S. 1067) wird in Verbindung mit $ 80 der Reichsverſicherungsordnung folgendes verordnet: 
8 1. 

Die Verſicherungsträger haben für jede Spruchſache aus dem Gebiete der Krankenverſicherun g 
aus dem Gebiete der Unfallverſicherung, aus dem Gebiete der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung, 
an der ſie beteiligt ſind, als Pauſchbetrag zu den Koſten des Oberverſicherungsamts zwanzig Gulden 
zu entrichten. 9 2 * 

Dieſe Verordnung tritt mit dem 1: November 1923 in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1923. Hin 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. y 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


betreffend das Inkrafttreten des Geſetzes vom 26. Oktober 1923 über die Errichtung eines 


Llucchter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 1. 1924). 


treten. 
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Verordnung 
betreffend Unfallfürſorge für Gefangene. Vom 21. 12. 1923. 
Gemäß 8 9 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 20. Oktober 1923 
(Geſetzbl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
5 1. 


Anſtelle der zurzeit geltenden Beſtimmungen der Verordnung über Erhöhung der Bezüge aus 
der Unfallfürſorge für Gefangene vom 7. September 1923 (Geſetzbl. S. 948) tritt das Geſetz betreffend 
die Unfallfürſorge für Gefangene vom 30. Juli 1900 (Geſetzbl. S. 536 ff.) mit der Maßgabe, daß 

im § 3 Abſ. 3 anſtelle der Worte „dreihundert Mark“ die Worte „dreihundertfünfund⸗ 
ſiebzig Gulden“, 

im 8 4 Abſ. 1 anſtelle der Worte „neunzig Mark“ die Worte „einhundertzwölf Gulden“, 

im $ 4 Abſ. 2 und 3 anſtelle der Worte „zweihundertſiebzig Mark“ die Worte „dreihundert⸗ 


achtunddreißig Gulden“ 
und im $ 14 anſtelle der Worte „ſechzig Mark- die Worte „fünfundſiebzig Gulden“ 


§ 2. 
Für die Umrechnung der laufenden Unfallrenten gilt die Ortslohnfeſtſetzung des eee 
amts Danzig vom 29. Oktober 1923 (Staatsanzeiger S. 671). 
3. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Sund 1924 in Kraft. 
Danzig, den 21. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


673 Verordnung 
zur vorläufigen Regelung der Beſteuerung des Gewerbebetriebes im Umherziehen. Vom 22. 12. 1923. 


Gemäß § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig vom 

23. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1067) wird bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung folgendes angeordnet: 
8 ' 

Die für das Kalenderjahr 1923 ausgeſtellten Wandergewerbeſcheine behalten für das Kalender 
jahr 1924 bis zum Widerruf durch öffentliche Bekanntmachung im Staatsanzeiger der Freien Stadt 
Danzig Gültigkeit, wenn ſie ſeitens der zuſtändigen Polizeibehörde mit folgendem Vermerk verſehen ſind: 

„Dieſer Wandergewerbeſchein gilt bis zum Widerruf durch öffentliche Bekanntmachung 
im Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig für das Kalenderjahr 1924 als i 


8 2. 

Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind berechtigt, Perſonen, die erſtmalig den Antrag auf 
Erteilung eines Wandergewerbeſcheines geſtellt haben, und bei denen nach ihrer Anſicht die Voraus⸗ 
ſetzung für Erteilung eines Wandergewerbeſcheines vorliegt, einen Schein folgenden Inhaltes zu erteilen, 
der mit einem abgeſtempelten Lichtbild des Inhabers verſehen ſein muß. 

„Inhaber dieſes Scheines iſt bis zum Widerruf durch öffentliche Bekanntmachung im 
Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig berechtigt, das für das Kalenderjahr 1924 an⸗ 
gemeldete Wandergewerbe auszuüben“. 

Dieſer Schein gilt bis zum Widerruf im Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig als 


Wandergewerbeſchein. 


W | 
Die Polizeibehörden haben . um Zug gegen Exteilun des Leu ENARERN Bee 
8. 2 3 gegen Ausſtellung eines vorläufigen Scheines gemäß 2 eine Vorauszahlung auf die Wander⸗ 
gewerbeſteuer in Höhe von 20 Gulden, bei Gewerbebetrieben geringerer Art im Sinne des 89 Wander⸗ 5 
gewerbeſteuergeſetzes von 5 Gulden, bei Gewerbebetrieben von bedeutendem Umſatz in Höhe von 
50 Gulden zu erheben. 8 4. * 
l Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in . 


’ Danzig, den 22. Dezember 1923. 
' ER. Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
2 Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


674 i Verordnung 


über die Neufeſtſetzung 80 Kinderzuſchuſſes zu den Leiſtungen der Angeehtenerhteru 
Vom 21. 12. 193. 


Auf Grund 8 54 Abſatz 1 des Ungefielienwerferungsaltes vom 12. orale 1923 NE 
blatt Seite 1192 ff.) wird folgendes beſtimmt: 


b 
3 1. * 
Hat der Ruhegeldempfänger Kinder unter 18 Jahren, ‚jo erhöht ſich das Kuhegelb Mr 
jedes von ihnen um ein Zehntel (Kinderzuſchuß). f 
§ 1 gilt für alle vom 1. . 1923 ab feſtgeſetzten Ruhegelder. N 
Danzig, den 21. Dezember 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 1 ee er 
5 Dr. Ziehm. Dr. Strunk. N e ‚ 


675 Verordnung 
15 zur Anderung des Poſtſcheckgeſetzes. Vom 24. 12. 1923. 
Auf Grund des § 9 Abſ. 2 des Geſetzes über die wertbeſtändige Rechnungseinheit in „an 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067 ff.) wird folgendes verordnet: 
| Artikel J. 
in Das Poſtſcheckgeſetz vom 26. März 1914 in der Faſſung der Verordnung uber die Umſtellung 
einiger das Poſtweſen betreffenden Geſetze auf die Rechnungseinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 
(Geſetzbl. S. 1110) und der Verordnung zur Anderung des Poſtſcheckgeſetzes vom 2; ars 1923 
(Geſetzbl. S. 1314) wird wie folgt geändert: 
ann 1. 2 § 2 wird ſtatt „50 Gulden“ geſetzt: . 70 
se A o 5 Gulden 7 HN: ERITREA 
2. 8 5 erhält folgende Faſſung: i e eee 
„Die Gebühren betragen 5 
1a) Für eine Bareinzahlung mit Zahllarte bei Beiträgen 
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Pen „22600 9 unbelhrante) ); 50 P 
1 b) Für bargeldlos beglichene Zahlkarten 8 
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1338 
2 a) Für jede von der Zahlſtelle des Poſtſcheckamts oder fonft durch das Poſtſcheckamt 
bargeldlos beglichene Auszahlung ½ vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags, 
mindeſtens aber 20 P. 

b) Für jede Barauszahlung durch die Zahlſtelle des Poſtſcheckamts ſowie für die Tiber- 
ſendung eines Schecks durch das Poſtſcheckamt an eine Poſtanſtalt und für die weitere 
Behandlung des Schecks bei dieſer ½ vom Tauſend des im Scheck angegebenen Betrags 
und außerdem eine feſte Gebühr von 20 P. 

Die Gebührenbeträge zu a und b werden auf volle 5 P aufgerundet. 
Die Gebühren zu 1 ſind vom Einzahler, die Gebühren zu 2 vom Auftraggeber zu entrichten.“ 
Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1924 in Kraft. 
Danzig, den 24. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Förſter. 


676 Verordnung 
betr. Umſtellung einiger den Poſtdienſt auf Eiſenbahnen betreffenden Beſtimmungen auf die Rechnungs⸗ 
einheit des Danziger Guldens. Vom 22. 12. 1923. 
Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſ.⸗Bl. S. 1067) wird folgendes verordnet: 
4 
In den Vollzugsbeſtimmungen zum Eiſenbahnpoſtgeſetz vom 20. Dezember 1875 (Zentralbl. 
für das Deutſche Reich S. 87) treten folgende Anderungen ein: 
1. In II Nr. 4 Abſ. 5 iſt zu ſetzen ſtatt 0,20 M: 0,25 Gulden. 
2. In III Nr. 3 iſt zu ſetzen ſtatt 0,01 M: 0,0125 Gulden, ſtatt 1 M: 1,25 Gulden, ſtatt 0,02 M 
0,025 Gulden, ſtatt 2 M: 2,50 Gulden. g 
3. In IV Nr. 2 Abf. 1 unter a ift zu ſetzen ſtatt 0,80 M: 0,10 Gulden und unter b ſtatt 0,10 M: 
0,125 Gulden. 
4. In W iſt zu ſetzen 
a) unter Nr. 2 ſtatt 1500 M: 2000 Gulden; 
b) unter Nr. 5 Abſ. 1 ſtatt 0,20 Pf.: 0,25 Gulden; 
e) unter Nr. 5 Abf. 3 ſtatt 0,11 M: 0,15 Gulden und ſtatt 0,55 M: 0,70 Gulden; 
d) unter Nr. 5 Abf. 4 ſtatt 1 M: 1,25 Gulden. 
II. 
In den Seflinimungen betr. die Verpflichtung der Eiſenbahn von untergeordneter Bedeutung 
4 Leiſtungen für die Zwecke des A vom 28. Mai 1879 (Zentralblatt für das Deutſche Reich 
S. 580) iſt folgendes zu ändern: 
1. Unter I iſt zu ſetzen 
a) in Abſ. 2, Z. 1 ſtatt einen Pfennig: eineinviertel Pfennig; 
b) in Z. 2 ſtatt fünfundzwanzig Pfennig: dreißig Pfennig; 
o) in Z. 3 ſtatt zwei Pfennig: zweieinhalb Pfennig; 
d) iu Z. 4 ſtatt einen halben Pfennig: dreiviertel Pfennig; 
e) in Z. 5 ſtatt einen halben Pfennig: dreiviertel Pfennig. 
Dieſe Verordnung gilt vom 1. November 1923 an. 
Danzig, den 22. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Runge. 
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betreffend Abänderung des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig vom 20. November 1923. Vom 29. 12. 23. 
Artikel 2 Abſatz 3, 4 und 5 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiet der 

Freien Stadt Danzig werden aufgehoben. f f n d 


35 100 

ne be . M e e e eee 
Danzig, den 29. Dezember 1923. 5 e 4 u 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. ee 

Dre. Ziehm. e de EL ER 


678 um wandlungskurs. 


Gemäß Art. 2 Abſ. 2 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig vom 20. November 1923 (Gej.-Bl. 1299) wird der Umwandlungskurs für Markforderungen, 
die in Gulden zu erfüllen ſind, auf 750 Milliarden Mark für einen Gulden feſtgeſetzt. 
Danzig, den 31. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Volkmann. 


679 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphen= und Ferugeſprechgebühren im Verkehr mit Polen. 
Vom 21. 12. 1923. 

Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47 und des 8 13 des Fernſprechgebührengeſetzes vom 23. Auguſt 1923, Geſetzbl. S. 887) 
wird nachſtehende Verordnung erlaſſen: 

Vom 1. Jannar 1924 an betragen im Polniſch⸗Danziger Telegraphen- und Fernſprechverkehr 
die Telegraphengebühren auf allen Entfernungen bei gewöhnlichen Telegrammen 15 Centimen (Gold) 
für jedes Wort und die Fernſprechgebühren für die Geſprächseinheiten von 3 Minuten Dauer 

für die Entfernung bis = km 93 Centimen (Gold) 


* 17 1 " * " * 


wa 5 100 „ 180 50 7 5 
und für jede angefangenen weiteren 100 km 60 Centimen (Gold) mehr. Überſchreiten die Geſpräche die 
Dauer von 3 Minuten, jo wird die Gebühr für die überſchreitende Zeit nach unteilbaren Geſprächs⸗ 
einheiten von 3 Minuten berechnet. — Die Entfernungen werden von Vermittelungsſtelle zu Ver⸗ 
mittelungsſtelle nach der Luftlinie gemeſſen. — | 

Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphen- und Fernſprechgebühren im Verkehr mit 


4 Polen vom 12. September 1923 (Geſetzbl. S. 956) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 21. Dezember 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung, der Freien Stadt Da nig 
e 7 . a Zander. — zer - 0 88 —— 
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Verordnung. 


Die Berorbming Nr. 578 über die Gewährung von Zuſchlägen zu 255 d an Klein 
bahnen für Leiſtungen im Poſtbeförderungsdienſt vom 27. Mai 1922 (Staatsanzeiger für Danzig S. 311) 
tritt mit Wirkung vom 1. November 1923 außer Kraft. 


Danzig, den 29. Dezember 1923. 
Poſt- und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 


1 Zander. 
. 681 Serichtigung 
* der Berordunng über Leistungen in der Hinterbliebenen⸗ und Juvalidenverſicherung vom 


18. November 1923 (Geſetzbl. S. 1250). 


Die Zeile 1 des 8 6 der vorbezeichneten Verordnung wird berichtigt und erhält nachſtehenden 
* Wortlaut: 


Der 8 1291 Abſatz 1 der Reichsverſicherungsorduung erhält folgende Faſſung. 
Danzig, den 21. Dezember 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Strunk. 


